
Länderanhörung zum Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der Natürlichen Infrastruktur 

Beitrag Bayerisches Staatsministerium für Umwelt und Verbraucherschutz 

 

1. Allgemeine Anmerkungen: 

Die übergeordnete Zielsetzung des Gesetzentwurfs, durch Schaffung einer Naturflächenkulisse eine 
Stärkung des Naturschutzes und einen Ausgleich zwischen grauer und grüner Infrastruktur zu 
schaffen, wird ausdrücklich unterstützt. Der Gesetzentwurf perpetuiert jedoch den im Infrastruktur-
Zukunftsgesetz vorgesehenen Mittelabfluss der gleichrangig gestellten Ersatzgelder an den Bund. 
Hiergegen wendet sich das StMUV entschieden und fordert, dass alle Ersatzzahlungen auch weiterhin 
an die Länder fließen. Dort bestehen die erforderlichen Strukturen für einen sachgerechten und 
qualitätsvollen Einsatz. Der Aufbau von Doppelstrukturen ist unbedingt zu vermeiden. 

Darüber hinaus wird die Umsetzung der im Gesetzentwurf enthaltenen neuen Instrumente und Ziele 
einen erheblichen Verwaltungsmehraufwand auslösen und ist daher mit einer finanziellen 
Unterstützung durch Bundesmittel zu untersetzen. Das StMUV hatte in Bezug auf die gesetzliche 
Verankerung des Sonderprogramms Naturschutz und Klimaanpassung bereits einen 
Finanzierungsvorschlag unterbreitet, der jedoch vom BMUKN bislang bedauerlicherweise nicht 
aufgegriffen worden ist. 

Insgesamt stellen sich sehr viele Detailfragen für die Integration in Landesrecht und die Umsetzung 
im Vollzug. Dabei sind komplexe Wechselwirkungen zu erwarten, die einen erheblichen zusätzlichen 
Verwaltungsaufwand zur Folge haben werden. Vor diesem Hintergrund wird die in § 74 Abs. 8 
vorgesehene Evaluierung der neuen Regelungen zum 30.06.2028 begrüßt. 

 

2. Anmerkungen zu § 1 BNatSchG-E: 

Die Integration des „natürlichen Klimaschutzes“ in die Zielbestimmung (§ 1 Abs. 1 Nr. 2) ist 
grundsätzlich positiv zu sehen, allerdings können sich im Einzelfall Zielkonflikte mit den 
Biodiversitätszielen ergeben, die es aufzulösen gilt. 

Die Einführung eines überragenden öffentlichen Interesses für bestimmte Schutzgebiete und Moore 
und der damit verbundene Vorrang bei Schutzgüterabwägungen (§ 1 Abs. 1a) wird befürwortet. 
Allerdings ist nicht nachvollziehbar, warum dieses pauschal gegenüber Vorhaben, die zeitlich vorher 
in das überragende öffentliche Interesse gestellt wurden, zurücktreten soll. Dies wird dem 
verfassungsmäßigen Auftrag aus Art. 20a GG und der fachlichen Bedeutung dieser höchstrangigen 
Schutzgüter nicht gerecht. In der Aufzählung unter § 1 Abs. 1a fehlen zudem weitere wichtige 
Naturgüter, insbesondere die Natura 2000-Gebiete als hochrangige europäische 
Schutzgebietskategorie. Außerdem sollte der in § 1 Abs. 1a Nr. 2 genannte Belang der 
„Wiedervernässung von Moorböden, sofern die Wiedervernässung aus Mitteln des 
Aktionsprogramm Natürlicher Klimaschutz gefördert wird“ um die Fallgruppe des Einsatzes von 
Fördermitteln aus Naturschutz-Förderprogrammen der Länder ergänzt werden, da in Bayern die 
Förderung hauptsächlich über die bayerischen Naturschutzförderprogramme abgewickelt wird. 

 

  



3. Anmerkungen zu § 2 BNatSchG-E: 

Keine Anmerkungen 

 

4. Anmerkungen zu § 9 BNatSchG-E: 

Keine Anmerkungen 

 

5. Anmerkungen zu § 14 BNatSchG-E: 

Die vorgesehene Freistellung von Maßnahmen zur ordnungsgemäßen Unterhaltung von 
Verkehrswegen von der Eingriffsregelung (§ 14 Abs. 4) wird begrüßt, sofern dieser ein fachbehördlich 
anerkanntes Konzept zum Arten- und Naturschutz zu Grunde liegt. 

Die Regelung zur weitgehenden Freistellung von Agroforstsystemen von der Eingriffsregelung (§ 14 
Abs. 2a) ist in ihrer derzeitigen Ausgestaltung abzulehnen. Für die Beurteilung, ob die Anlage und 
Bewirtschaftung dieser Systeme im konkreten Einzelfall im Einklang mit den Zielen des Naturschutzes 
erfolgt, ist eine naturschutzbehördliche Einschätzung erforderlich. Es ist aber nicht sichergestellt, 
dass diese in der Praxis eingeholt wird. Somit besteht die Gefahr, dass wesentliche Belange, z.B. der 
Schutz gefährdeter Arten der Feldflur, unbeachtet bleiben 

 

6. Anmerkungen zu § 15 BNatSchG-E: 

Die Erweiterung der Kulisse für Kompensationsmaßnahmen auf den an den betroffenen Naturraum 
angrenzenden Naturraum (§ 15 Abs. 2 Satz 4) verschafft mehr Flexibilität und wird begrüßt. 

Auch die Anreizinstrumente zur räumlichen Steuerung von Eingriffen hin zu Ökokontomaßnahmen 
und weg von Flächen der Natürlichen Infrastruktur (§ 15 Abs. 3a und b) sowie der „Speed-Zuschlag“ 
von 20 Prozent, wenn der Vorhabenträger im Fall der Gleichrangigkeit das Ersatzgeld wählt (§15 Abs. 
6b Satz 4), werden begrüßt. 

Die Bezugnahme in § 15 Abs. 6a Satz 2 Nr. 1 auf „die betroffene Funktion“ ist hingegen zu 
unbestimmt. Ohne weitere Konkretisierung verbleibt ein zu hoher Auslegungsspielraum, der zu 
Lasten naturverträglicher Entscheidungen ausgelegt werden kann. 

§ 15 Abs. 8a ermächtigt zum Erlass einer Bundesverordnung zur Regelung von Abschlägen beim 
Ausgleich für bestimmte Maßnahmen des Klima- und Umweltschutzes. Der hierfür vorgesehene 
Zeitrahmen (Ende 2026) ist sehr knapp bemessen. Bei der Erarbeitung der Regelung wird dringend 
um eine enge Einbeziehung der Länder mit ausreichenden Zeiträumen zur Stellungnahme gebeten. 

 

7. Anmerkungen zu § 15a BNatSchG-E: 

§ 15a wird abgelehnt, da die bestehenden Ökokonten dazu eingerichtet wurden, vorgezogene 
Realkompensationsmaßnahmen umzusetzen. Dafür sollten sie auch weiterhin vorrangig genutzt 
werden. Der Umweg über Ersatzzahlungen erzeugt mehr bürokratischen Aufwand und trägt dazu bei, 
dass sich der Bewertungsansatz verlagert, weg vom naturschutzfachlichen hin zum vorwiegend 
ökonomischen Wert. 

 



8. Anmerkungen zu § 15b BNatSchG-E: 

Die vorgesehene Möglichkeit, die Verantwortung für die Ausführung, Unterhaltung und Sicherung 
der Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen auf Dritte mit befreiender Wirkung zu übertragen (§ 15b) 
führt zu einer deutlichen Schwächung des Verursacherprinzips. Transparenz und Nachvollziehbarkeit 
der Eingriffsfolgebewältigung im Einzelfall gehen verloren und der Verwaltungsaufwand steigt. Die 
Regelung ist in der Umsetzung daher genau zu beobachten. Die Übertragung darf nicht ins Leere 
laufen, wenn der Beauftragte der übernommenen Aufgabe nicht mehr nachkommen kann. Die 
Kriterien für das zur Gewährleistung der Zuverlässigkeit eingeführte Anerkennungsverfahren bleiben 
sehr vage, so dass mit Streitfällen zu rechnen ist. 

 

9. Anmerkungen zu § 16a BNatSchG-E: 

Die Idee der Naturgutschriften (§ 16a) würde erhebliche bürokratische Belastungen auslösen und 
lässt demgegenüber keinen Gewinn für die Naturschutzfinanzierung erwarten. Es bestehen bereits 
etablierte Kooperationsstrukturen zwischen Verbänden und Unternehmen, die es zu stärken gilt, 
anstatt ein neues System aufzusetzen. Die Kriterien sind aktuell unklar und müssten erst durch die 
angekündigte Rechtsverordnung hinreichend konkret ausgefüllt werden. Unklar ist zudem das 
Verhältnis zum etablierten System der (vorgezogenen) Kompensationsmaßnahmen. 

 

10. Anmerkungen zu § 20 BNatSchG-E: 

Der Gesetzentwurf regelt Verschärfungen beim Biotopverbund, die die bayerischen ambitionierten 
Bemühungen und bereits erreichten Teilschritte in ihrem Erfolg gefährden. Der neu gesetzte Zielwert 
von 15 Prozent (§ 20 Abs. 1) erscheint für Bayern nicht realisierbar, weil er auf die gesamte 
Landesfläche einschließlich Siedlung, Verkehr und Wald bezogen ist. Bayern hat sich für den gleichen 
Zeitraum zwar nominell den gleichen Zielwert gesetzt, bezieht diesen Wert jedoch nur auf Offenland-
Flächen, deren Umsetzung bei der Naturschutzverwaltung liegt. 

Insgesamt besteht die Gefahr, dass durch die vorgesehene Erhöhung des Zielwerts und die teilweise 
Konkretisierung der einzubeziehenden Flächen ein Parallelsystem eingeführt wird, das nicht zu 
funktionierenden länderspezifischen Umsetzungskonzepten des Biotopverbunds kongruent ist. 
Abweichende Systematiken schaffen einen massiven Doppelaufwand und erfordern erhebliche neue 
Planungsleistungen, die nicht mit neuen Mitteln unterfüttert sind. 

 

11. Anmerkungen zu § 20a BNatSchG-E: 

Die Etablierung der Natürlichen Infrastruktur gemäß § 20a als Gegengewicht zur grauen Infrastruktur 
wird befürwortet. Allerdings ist zu erwarten, dass die Kulisse zumindest teilweise unscharf sein und 
in der Praxis zu Abgrenzungsschwierigkeiten führen wird. Genau dies wird aber die angestrebten 
Erleichterungen und Beschleunigungen von Genehmigungsverfahren in diesem Zusammenhang 
gefährden. Zudem ist ihre Wirkung dadurch eingeschränkt, dass gesetzlich ausdrücklich verankert 
wird, dass an die Flächen der Natürlichen Infrastruktur keine Rechtsfolgen geknüpft sind. 

 

  



12. Anmerkungen zu § 21 BNatSchG-E: 

Die angedachte Verschärfung bei der rechtlichen Sicherung des Biotopverbundes, insbesondere 
hinsichtlich der Verbindungsflächen (§ 21 Abs. 4), wird zum Verlust der Akzeptanz der möglichen 
Partner führen und letztlich kontraproduktiv wirken. Die Umsetzung auf Länderebene würde damit 
weitgehend unmöglich gemacht.  

In § 21 Abs. 1 Satz 1, Halbsatz 2 sollte aus Ländersicht ergänzt werden, dass bei der Schaffung des 
Biotopverbundes länderübergreifende Lebensraumachsen, Engstellen und zerschnittene 
Landschaftsräume nach Möglichkeit besonders zu berücksichtigen sind. Die vorgesehene 
Berücksichtigungspflicht geht zu weit und würde einen hohen zusätzlichen Verwaltungsaufwand 
bedeuten, der fachlich nicht zu rechtfertigen ist. 

 

13. Anmerkungen zu § 40 BNatSchG-E: 

Der vorgeschlagenen Regelung zum Ausbringen von Gehölzen und Saatgut außerhalb ihrer 
Vorkommensgebiete in § 40 Abs. 1 Satz 4 Nr. 4 kann aus fachlichen Gründen nicht zugestimmt 
werden. Dies gilt insbesondere in Bezug auf die Umsetzung von CEF-Maßnahmen. Eine Verfügbarkeit 
geeigneten Saatguts könnte durch eine ergänzende Abstandsregelung für Übertragungsverfahren 
(Mahdguttransfer, Bürstmaterial usw.) von 70 km effektiv und fachlich fundiert gesteigert werden. 

 

14. Anmerkungen zu § 54 BNatSchG-E: 

§ 54 Abs. 12 zielt darauf ab, die fachrechtlichen Standards im Rahmen der artenschutzrechtlichen 
Prüfungen nach § 44 Abs. 1 erheblich auszuweiten. Auch im Gesetzeswortlaut sollte – wie in der 
Begründung – die Klarstellung aufgenommen werden, dass nur Ausbau- oder Neubauvorhaben 
erfasst sind, die keine Kapazitätserweiterung bewirken. Bei Erlass der Verwaltungsvorschriften ist 
eine frühzeitige Beteiligung und intensive Abstimmung mit den Ländern essenziell. Der Begriff der 
„beteiligten Kreise“ bleibt unklar und ist näher zu präzisieren. 

 

15. Anmerkungen zu § 56a BNatSchG-E: 

Keine Anmerkungen 

 

16. Anmerkungen zu § 67 BNatSchG-E: 

Die vorgeschlagene Ergänzung um das Tierwohl in § 67 ist abzulehnen. Die Interessen des Tierwohls 
können auch ohne ausdrückliche Benennung vom überwiegenden öffentlichen Interesse erfasst 
werden, so dass es einer entsprechenden Klarstellung nicht bedarf. Es ist damit zu rechnen, dass in 
der Folge auch viele andere Bereiche fordern werden, ihren Belang im Rahmen des § 67 besonders 
zu betonen. Dies führt letztlich zu einer Verwässerung und unübersichtlichen Rechtslage. 

 

17. Anmerkungen zu § 74 BNatSchG-E: 

Keine Anmerkungen 
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